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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD  
 
 
NRW muss funktionieren – Investitionsstau in NRW angehen 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Ein funktionierendes NRW manifestiert sich für den Großteil der Menschen in NRW in funktio-
nierender Infrastruktur. Intakte Straßen und Brücken, sanierte und gut unterhaltene staatliche 
Gebäude, Schulen und Kindergärten, die moderne Bildungslandschaften sind – all das sind 
Beispiele, an denen sich in der Wahrnehmung der Bevölkerung ein Land erkennen lässt, in 
dem “es läuft”. 
 
Eine funktions- und leistungsfähige Infrastruktur ist wichtig für die Wahrnehmung der Men-
schen unseres Staates. Ob Zuversicht und Vertrauen in unsere staatlichen Institutionen und 
demokratischen Prozesse bestehen, wird auch – und nicht unmaßgeblich – davon bestimmt, 
wie die den Staat repräsentierenden Einrichtungen und Gebäude wirken, in denen die staatli-
chen Institutionen beheimatet sind. Ein baufälliges und sanierungsbedürftiges Polizei- oder 
Gerichtsgebäude wirkt sich beispielsweise negativ auf das Vertrauen in unseren Rechtsstaat 
aus. Das KfW Kommunalpanel 2024 bestätigt, dass der Zustand öffentlicher Gebäude direkten 
Einfluss auf die Wahrnehmung des Staates durch die Öffentlichkeit hat.1 Bundesweit beläuft 
sich der Investitionsstau bei Verwaltungsgebäuden auf 18,8 Milliarden Euro.2 Bei den Kom-
munen ist die Lage besonders kritisch, dort beträgt der kommunale Investitionsstau insgesamt 
50 Milliarden Euro.3 
 
Eine funktions- und leistungsfähige Infrastruktur ist wichtig für Unternehmen und die Wirt-
schaftsleistung in unserem Land. Der Zustand der Infrastruktur in Nordrhein-Westfalen ist be-
sorgniserregend, besonders im Bereich der Straßen und Brücken. Hier ist ein umfassender 
Sanierungsbedarf erkennbar, der nicht nur den Alltag der Menschen in NRW betrifft, sondern 
auch die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft und die Lebensqualität der Bürgerinnen und 
Bürger. Unternehmen sind schlecht erreichbar und können ihre Waren nicht transportieren. 
Lieferverzögerungen oder umfangreiche Umwege verursachen zusätzliche Kosten und verrin-
gern die Wettbewerbsfähigkeit unserer Unternehmen. Unternehmen sind verunsichert und zö-
gern, Investitionen in ihren Standort zu tätigen – das wirkt sich auf die Gesamtwirtschaft aus. 
58% der Landesstraßen und 12% der Brücken in NRW befinden sich in einem sanierungsbe-
dürftigen Zustand. Dabei kann mit einem Investitionsstau von über 3,1 Milliarden Euro gerech-
net werden.4 Das wirkt sich ebenfalls negativ auf die Wirtschaft aus. Die IHK rechnet 

 
1 KfW Kommunalpanel 2024, S. 32 
2 KfW Kommunalpanel 2024, S. 29 
3 Neue Westfälische, „Investitionsstau in NRW-Kommunen steigt auf Rekordwert“, 07.06.2024, Seite 5 
4 Jahresbericht LRH 2024, S. 203 
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beispielsweise mit Verlusten von einer Million Euro pro Tag, die die Rahmedetalbrücke der A 
45 länger als notwendig gesperrt ist.5 Ungünstigerweise hat die Landesregierung die Mittel für 
den kommunalen Straßenbau für das Haushaltsjahr 2025 halbiert.  
 
Eine funktions- und leistungsfähige Infrastruktur braucht sanierte Straßen und dauerhaft trag-
fähige Brücken. Der Zustand zahlreicher Landesstraßen und Brücken in Nordrhein-Westfalen 
ist jedoch alarmierend – tägliche Staus, Sperrungen und Schlaglöcher sind für viele Bürgerin-
nen und Bürger traurige Realität auf dem Weg zur Arbeit, zur Schule oder in der Freizeit. Die 
Sanierung der Straßeninfrastruktur muss daher höchste Priorität genießen. Nordrhein-West-
falen braucht eine landesseitige Sanierungsoffensive mit klaren Prioritäten, verbindlichen 
Maßnahmen und gesicherter Finanzierung. Um verlorene Jahre aufzuholen, braucht es eine 
Verdopplung der Finanzmittel für das Landesstraßenerhaltungsprogramm. Bundesmittel aus 
dem Sondervermögen für die Verkehrsinfrastruktur dürfen nicht zur Haushaltskonsolidierung 
genutzt werden – sie müssen vollständig und zusätzlich für den Erhalt und Ausbau der Infra-
struktur eingesetzt werden. Gleichzeitig ist ein Planungsvorrat aufzubauen und die personellen 
Planungskapazitäten bei Straßen.NRW deutlich zu erhöhen, um sicherzustellen, dass abruf-
bare Bundesmittel vollständig ausgeschöpft werden können. Dafür bedarf es einer gezielten 
Personal- und Fachkräfteoffensive im Bereich der Straßeninfrastrukturverwaltung. Damit Um-
leitungen nicht zu einem Dominoeffekt auf nachgelagerte Netze führen, ist bei allen Maßnah-
men auf eine vorausschauende Verkehrslenkung zu achten, unter enger Einbindung der Kom-
munen sowie der örtlichen Wirtschafts- und Industrievertretungen. 
 
Eine funktions- und leistungsfähige Infrastruktur ist wichtig für beste Bildung und Chancen-
gleichheit. Eltern, die ihre Kinder gut aufgehoben wissen wollen, brauchen moderne und in-
takte Schul- und Kitagebäude. Auszubildende und Studierende auf dem Weg in ihre berufliche 
Zukunft wollen gute Lehr- und Lernbedingungen in Berufskollegs, Berufsschulen, Universitä-
ten und Hochschulen. Moderne, gut ausgestattete Kitas, Schulen und Hochschulen sind eine 
Grundvoraussetzung für gute Bildung. Der massive Investitionsrückstand im Bildungsbereich 
gefährdet die Bildungschancen der Kinder und Jugendlichen in NRW. Die bauliche Situation 
in vielen nordrhein-westfälischen Kitas und Schulen ist prekär, insbesondere in finanzschwa-
chen Kommunen. Dazu kommt, dass Nordrhein-Westfalen bei Investitionen in das Schulwe-
sen im bundesweiten Vergleich hinten steht.6 Im vergangenen Jahr planten Kreise, Städte und 
Gemeinden bundesweit den Angaben zufolge 12,9 Milliarden Euro in Schulgebäude zu inves-
tieren.7 Der Investitionsrückstand im Bereich Schulen betrug im Jahr 2024 bundesweit 54,7 
Milliarden Euro, was dem 4,2-fachen des kommunalen Jahresinvestitionsvolumens im Bereich 
der schulischen Infrastruktur entspricht.8 Für NRW allein bezifferte der DGB in einer Studie 
aus dem Jahr 2023 einen jährlichen Investitionsbedarf in Schulen von einer Milliarde Euro.9 
 
Eine funktions- und leistungsfähige Infrastruktur ist wichtig für Alltag der Menschen in unserem 
Land. Der Alltag der Menschen bestimmt sich ebenso sehr über das Angebot an Sport-, Kultur- 
und Freizeitangeboten. All diese Angebote bedürfen intakter Gebäude und Einrichtungen. Das 
gilt für öffentliche Sportstätten, öffentliche Schwimm- und Freizeitbäder, Bibliotheken, öffentli-
che Kultureinrichtungen, wie auch Parks und Naherholungsgebiete. Die marode Sportstätten-
infrastruktur in NRW stellt dafür ein Problemfeld dar. Funktionsfähige Sportstätten sind eine 
Grundvoraussetzung für den Leistungs-, Breiten-, Schul- und Vereinssport. Das Landespro-
gramm "Moderne Sportstätten" zur Sanierung und Modernisierung von Sportstätten mit einem 

 
5 IHK NRW, NRWs marode Infrastruktur: Brückenkrise, Staus und wirtschaftliche Risiken IHK NRW stellt aktuel-
len NRW-Brückenmonitor vor, Mitteilung vom 10.03.2025 
6 Nees/Scholz, Kommunalfinanzbericht 2022, S. 24 
7 KfW Kommunalpanel 2024, S. 11 
8 KfW Kommunalpanel 2024, S. 14 
9 DBG NRW, Investieren jetzt! Studie im Auftrag des DGB, S. 64 
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Finanzrahmen von 300 Millionen Euro lief von 2019 bis 2022.10 Ein Nachfolgeprogramm exis-
tiert bislang nicht, obwohl der Städte- und Gemeindebund den Modernisierungsbedarf auf rund 
13 Milliarden Euro schätzt.11 Viele Sportanlagen stammen noch aus den 1950er und 1960er 
Jahren und sind dringend sanierungsbedürftig. Der neue Koalitionsvertrag im Bund sieht eine 
Förderung in Höhe von einer Milliarde Euro bundesweit vor12 – das wird nicht genügen. Ohne 
Landesunterstützung können sich die finanziell ohnehin stark belasteten Kommunen die not-
wendigen Sanierungen schlicht nicht leisten, was langfristig gravierende Folgen für den Brei-
ten- und Schulsport haben wird. Dies hätte ebenfalls Folgen für die Gesundheitsförderung, die 
soziale Integration und das Vereinsleben vor Ort. 
 
Eine funktions- und leistungsfähige Infrastruktur ist wichtig für das Land NRW sowie die Kom-
munen als Arbeitgeber. Die Zufriedenheit mit dem Arbeitsplatz ist maßgeblich vom Zustand 
des Dienstgebäudes abhängig, denn ein modernes und angenehmes Arbeitsumfeld wirkt sich 
unmittelbar auf die Zufriedenheit und Produktivität der Beschäftigten sowie auf die Mitarbeiter-
gewinnung aus.13 Ansprechende, moderne und gut instand gehaltene öffentliche Gebäude 
sind somit nicht nur eine Frage der Funktionalität, sondern auch ein wichtiger Faktor für die 
Personalgewinnung und -bindung, der Wertschätzung sowie für die Effizienz der Verwaltungs-
arbeit.  
 
Dabei sind eine moderne IT-Infrastruktur sowie IT-Anwendungen ebenso entscheidend für 
eine effiziente und bürgernahe Verwaltung. Laut KfW Kommunalpanel 2024 verzeichnen 61% 
der finanzschwachen Kommunen einen nennenswerten Rückstand in der IT.14 Dies führt zu 
einer digitalen Kluft zwischen finanziell besser und schlechter aufgestellten Kommunen: In 
Gemeinden mit notorisch angespannter Haushaltslage sind besonders häufig auch die IT-An-
lagen veraltet, was in der Konsequenz die Verwaltungsarbeit vor Ort erheblich erschwert und 
die Digitalisierung der Verwaltung blockiert.15  
 
Eine funktions- und leistungsfähige Infrastruktur ist auch wichtig aus fiskalischen Gründen. Der 
Bau- und Liegenschaftsbetrieb (BLB) NRW verwaltet 4.018 Gebäude mit einer Gesamtfläche 
von 10,3 Millionen Quadratmetern, darunter Hochschulen, Justiz und Justizvollzug, Finanzver-
waltung, Polizei, Landesbehörden und Ministerien. Etwa die Hälfte dieser Gebäude ist 50 
Jahre alt oder älter.16 Die fortschreitende Verschlechterung der Bausubstanz führt zu expo-
nentiell steigenden Sanierungskosten in der Zukunft. Ein jetzt initiiertes Sanierungsprogramm 
ist daher schon aus fiskalischer Sicht geboten. Das muss zwingend mit einer energetischen 
Sanierung einhergehen. Energetisch sanierte Gebäude führen zu erheblichen Einsparungen 
bei den Betriebskosten und entlasten langfristig den jeweiligen öffentlichen Haushalt. Hohe 
Energiekosten verstärken diesen Effekt zusätzlich. Zudem leistet energetisch modernisierte 
öffentliche Gebäude einen wichtigen Beitrag zur Erreichung der Klimaschutzziele. Das Land 
muss mit gutem Beispiel vorangehen und seine Vorbildfunktion wahrnehmen. Mit nur 133 Pho-
tovoltaikanlagen auf über 4.000 Landesgebäuden des BLB17 besteht hier ein enormes Poten-
tial für den Ausbau erneuerbarer Energien. Zusätzlich muss das Land die Kommunen bei ihren 
Klimaschutzmaßnahmen, insbesondere auch im Sanierungsbereich, finanziell unterstützen.  
  

 
10 Vorlage 18/3259, S. 6 
11 https://www1.wdr.de/nachrichten/marode-sportstaetten-turnhallen-100.html 
12 Koalitionsvertrag CDU/CSU und SPD, Randnummern 3732-3738 
13 KfW Kommunalpanel 2024, S. 32 
14 KfW Kommunalpanel 2024 S. 30f 
15 KfW Kommunalpanel 2024 S. 30f 
16 Factsheet BLB 2024; Jahresbericht LRH 2024, S. 246 
17 Jahresbericht LRH 2024, S. 246 
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Eine funktions- und leistungsfähige Infrastruktur braucht funktions- und leistungsfähige Kom-
munen. Die Kommunen stellen den größten Auftraggeber unter den staatlichen Ebenen dar.18 
Sie sind damit nicht nur ein relevanter Akteur im Wirtschaftsleben des Landes, sie sind damit 
der wichtigste Pfeiler bei der Gewährleistung einer funktions- und leistungsfähigen Infrastruk-
tur. Es ist somit folgerichtig festzuhalten: wenn die Kommunalfinanzen stottern, dann stottert 
die Infrastruktur in unserem Land. Und um die Kommunalfinanzen steht es dramatisch. In 
NRW konnten im Jahr 2024 nur 16 Kommunen von 430 ihren Haushalt ausgleichen.19 240 
Städte und Gemeinden gehen davon aus, bis zum Jahr 2028 ihre finanziellen Reserven auf-
gezehrt zu haben,20 sie sind quasi überschuldet. Die Schuldenlast der NRW-Kommunen, die 
inzwischen an die 24 Milliarden Euro an Kassenkrediten umfasst, erdrückt die Gemeinden und 
verhindert dringend notwendige Infrastrukturinvestitionen.21 Eine Altschuldenlösung ist not-
wendig, um diesen Hemmschuh zu beseitigen. Jedoch reicht eine Altschuldenlösung nicht 
aus, denn sie beseitigt nur die durch Unterfinanzierung entstandenen Probleme der Vergan-
genheit. Den strukturellen Finanzproblemen und dem weiter Auseinanderdriften von Einnah-
men und Ausgaben wird damit nicht begegnet. Allein im Jahr 2024 wurden in den NRW-Kom-
munen schwindelerregend schnell neue Liquiditätskredite aufgebaut, während sie bis zum 
Ende 2023 sogar abgebaut werden konnten.22 In der Konsequenz braucht es neben einer 
Lösung für die Altschulden, eine Erhöhung der grundständigen Finanzierung unserer Kommu-
nen sowie eine Umkehr bei der Belastung mit Soziallasten für unsere Kommunen. Nur so 
können den Kommunen wieder Handlungsspielräume für eigene Investitionen eröffnet und 
eine Abwärtsspirale aus Gebührenerhöhungen und Leistungskürzungen verhindert werden. 
Diese Handlungsspielräume für Investitionen sind dringend nötig. Der Investitionsstau in den 
NRW-Kommunen hat sich von 2023 auf 2024 von 40 Milliarden auf 50 Milliarden Euro auf 
einen neuen Rekordwert erhöht.23 Und davon sind nur Investitionen in bestehende Infrastruk-
tur umfasst, notwendige Investitionen in die Verkehrs-, Energie- und Wärmewende sind in die-
ser Summe noch nicht enthalten. Bei den notwendigen Maßnahmen und Investitionen im Kli-
maschutzbereich stoßen die Kommunen an ihre finanziellen Grenzen.24 Nach Schätzungen 
müssten die Kommunen deutschlandweit zwischen 2021 und 2030 ca. 170 Mrd. Euro für 
Klimainvestitionen aufwenden25 – für die Kommunen in NRW ist das in der aktuellen Finanz-
lage nicht abbildbar. 
 
Eine funktions- und leistungsfähige Infrastruktur braucht funktionierende und leistungsfähige 
Verwaltungen, die die Investitionen aus Landes- und kommunaler Ebene umsetzen können. 
Die hohe Zahl an unbesetzten Stellen beim Land und bei den Kommunen verhindert zurzeit 
die dringend notwendige schnelle Umsetzung von Investitionen. Dies führt zu einer hohen Un-
zufriedenheit in der Bevölkerung und zu einer enormen Belastung der Beschäftigten. Um den 
öffentlichen Dienst wieder funktions- und leistungsfähig zu machen, muss er wieder konkur-
renzfähig im Kampf um die besten Köpfe werden, um öffentliche Investitionen effektiv umset-
zen zu können. 
  

 
18 Deutscher Städte- und Gemeindebund, Dokumentation No. 36, Kommunale Auftragsvergabe 
19 Kleine Anfrage 5286 
20 https://www.kommunen.nrw/presse/pressemitteilungen/detail/dokument/staedte-und-gemeinden-in-wachsen-
der-finanznot-ausgeglichener-haushalt-wird-zur-seltenen-ausnahme.html 
21 Städte- und Gemeindebund NRW, Pressemitteilung vom 20.08.2024 
22 https://www.derneuekaemmerer.de/news/altschulden/kommunen-nehmen-neue-kassenkredite-ueber-366-milli-
arden-euro-auf-56185/ 
23 Neue Westfälische, „Investitionsstau in NRW-Kommunen steigt auf Rekordwert“, 07.06.2024, Seite 5 
24 Information 18/143, S. 25 
25 Forum New Economy, Öffentliche Finanzbedarfe für Klimainvestitionen im Zeitraum 2021-2030, S. 9; Informa-
tion 18/143, S. 25 
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II. Der Landtag stellt fest: 
 
1. Der massive Investitionsstau in NRW, insbesondere bei Schulen und Kitas, bei Kranken-

häusern, bei der Verkehrsinfrastruktur und beim Klimaschutz, führt zu erheblichen Ein-
schränkungen der Funktionsfähigkeit des Landes.  

2. Die Schuldenbremse hat den Investitionsstau in NRW dramatisch beschleunigt und ver-
schärft. 

3. Insbesondere unsere Städte, Gemeinden und Kreise als größter öffentlicher Auftragge-
ber unter den staatlichen Ebenen müssen in die Lage versetzt werden, notwendige Un-
terhaltungsmaßnahmen und Investitionsvorhaben in die bestehende Infrastruktur sowie 
zukunftsgerichtete Investitionen für den notwendigen Umbau im Rahmen der Energie- 
und Klimawende leisten zu können. 

4. Die Mittel aus dem Sondervermögen des Bundes dürfen nicht zur Gegenfinanzierung 
bestehender finanzieller Verpflichtungen des Landes gegenüber den Kommunen oder 
zum Stopfen eigener Haushaltslöcher verwendet werden. Bisherige Ansätze dürfen nicht 
zugunsten der zusätzlichen Bundesmittel abgesenkt werden, die Mittel müssen zusätz-
lich eingesetzt werden, damit ein wirksamer Effekt erzielt werden kann. Die Mittel müs-
sen schnell, zielgerichtet und zuverlässig in den Kommunen ankommen. 

5. Bürokratische Hürden bei der Beantragung und Erstellung von Verwendungsnachwei-
sen im Rahmen von Förderprogrammen binden unnötig viel personelle Ressourcen so-
wohl bei den antragsstellenden Kommunen sowie bei den Bewilligungsbehörden. Diese 
Ressourcen können sinnvoller eingesetzt werden und Verfahren deutlich vereinfacht und 
beschleunigt werden. 

6. Die Blockade der Landesregierung bei Maßnahmen zur Attraktivierung des öffentlichen 
Dienstes trägt erheblich zum Investitionsstau in NRW bei. 

7. Die Straßen- und Brückensanierung in Nordrhein-Westfalen muss höher priorisiert wer-
den. Hierzu ist eine zentrale Stabsstelle unter Leitung eines/einer Infrastrukturbeauftrag-
ten einzurichten. 

8. Die Finanzmittel für das Landesstraßenerhaltungsprogramm müssen im ersten Schritt 
verdoppelt und in den Folgejahren dynamisch an den Preisindex für Straßenbau ange-
passt werden. 

 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
 
1. den NRW-Anteil am 500-Milliarden-Investitionspaket zu einem substanziellen Teil 

schnell und unkompliziert an die Kommunen weiterzuleiten. Bei der Weiterleitung an die 
Kommunen soll auf ein aufwändiges Antrags- und Verwendungsnachweisverfahren ver-
zichtet werden, es soll über pauschale Zuweisungen erfolgen. 

2. sicher zu stellen, dass Weiterleitungen an die Kommunen nicht auf bereits bestehende 
finanzielle Verpflichtungen des Landes angerechnet werden, sondern echt zusätzlich er-
folgen. 

3. einen regelmäßigen Infrastrukturbericht nach dem Vorbild Schleswig-Holsteins zu erstel-
len, der einen umfassenden Überblick über den Zustand und den Investitionsbedarf der 
Landesliegenschaften und der kommunalen Infrastruktur gibt. Dieser Bericht soll eine 
gebäude- bzw. bauwerk-scharfe Betrachtung ermöglichen sowie jährlich aktualisiert und 
dem Landtag vorgelegt werden. 

4. auf Grundlage dieses Infrastrukturberichts eine “Modernisierungsoffensive Landeslie-
genschaften” zur Reduktion des Investitionsstaus der Landesliegenschaften insbeson-
dere im Bereich der Hochschulen, Polizei, Justiz, der Landesober- und Landesmittelbe-
hörden sowie der Finanzverwaltung erarbeiten. Dieses Konzept soll ebenfalls eine ener-
getische Modernisierung und Anpassung an die moderne Arbeitswelt beinhalten.  

5. ein beschleunigtes Verfahren für Infrastrukturinvestitionen zu etablieren, das bürokrati-
sche Hürden abbaut und die zügige Umsetzung der Maßnahmen sicherstellt. Dazu 
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gehört auch die Prüfung von Infrastrukturgesellschaften als Instrument zur effizienten 
Umsetzung größerer Infrastrukturprojekte. 

6. den Anteil der Kommunen an den Verbundsteuern (Verbundsatz) zu erhöhen und so die 
Kommunen in die Lage zu versetzen, im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung 
Infrastrukturinvestitionen und Instandhaltung selbst zu priorisieren. Dafür soll der Ver-
bundsatz von derzeit 23 Prozent in einem ersten Schritt auf 24 Prozent und nach einer 
Evaluation und Reduktion der Landesförderprogramme um einen weiteren Prozentpunkt 
auf 25 Prozent angehoben werden. 

7. die Förderprogramme für Kommunen zu evaluieren, zu bündeln und sowohl in Anzahl 
wie der Gesamtdotierung zugunsten einer höheren grundständigen Finanzierung zu re-
duzieren. Hierbei sollen ebenfalls Antragerfordernisse und -verfahren, wie auch Nach-
weiserfordernisse und -verfahren zugunsten von pauschalen Zuweisungen und nied-
rigschwelligen Förderverfahren abgebaut werden. Der vorzeitige Maßnahmebeginn soll, 
soweit möglich standardmäßig gestattet werden.  

8. ein über das Bundespaket hinausgehende Sofortinvestitionsprogramm „NRW-Paket für 
öffentliche Investitionen“ mit einem Gesamtvolumen von 15 Milliarden Euro zu entwi-
ckeln und umzusetzen. Dieses Programm soll folgende Elemente beinhalten:  
a. Auflage eines Nachfolgeprogramms „Gute Schule 2030“ zur Modernisierung der 

Schulinfrastruktur  
b. Einsetzung eines Sofortprogramms für Krankenhausinvestitionen 
c. Fortführung und Ausweitung des Programms „Moderne Sportstätten“ 
d. Bereitstellung eines Sondervermögens für Landesliegenschaften einschließlich 

Hochschulen zur systematischen Beseitigung des Investitionsstaus, mit besonde-
rem Fokus auf energetische Sanierung, Substanzerhalt und moderne Arbeitsplatz-
konzepte 

e. Einrichtung eines kommunalen Investitionsfonds, der zu 80 Prozent vom Land ge-
tragen wird, zur Unterstützung der Kommunen bei der Sanierung ihrer Infrastruk-
tur. Hierzu soll ein verbindlicher Masterplan für die Sanierung von Straßen und 
Brücken erstellt werden, der regelmäßig aktualisiert wird und die notwendigen 
Maßnahmen nach Priorität ordnet.  

9. Planungsvorräte für Infrastrukturvorhaben zu schaffen und die Planungskapazitäten sig-
nifikant zu erhöhen, um Bundesmittel effizient zu nutzen. 

10. gemeinsam mit den Gewerkschaften ein Gesamtkonzept zur Attraktivierung und Moder-
nisierung des öffentlichen Dienstes in NRW zu entwickeln und umzusetzen, um die 
schnelle Umsetzung von Investitionen sicher zu stellen. 

 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Christian Dahm 
Lisa-Kristin Kapteinat 
Elisabeth Müller-Witt 
Sarah Philipp 
Alexander Vogt 
Alexander Baer 
Justus Moor 
Stefan Zimkeit 
 
und Fraktion 

 


